
Redebeitrag des Klimabündnis Karlsruhe  
zur Kundgebung von „Eine reicht!“ am 30.9.23 aus Anlass der  
Warnbesetzung zur Verhinderung des Baus einer zweiten Rheinbrücke  
 
 
Warum fahren so viele Menschen mit dem Auto? Warum wird Mobilität nach wie vor so klimaschädlich organisiert, dass 
die Regierenden meinen, sie sollten auf Basis uralter Pläne immer neue Auto-Straßen und -Brücken bauen wie das 
Monstrum, das hier entstehen soll? Es gibt dafür eine ganze Reihe von Gründen; auf zwei dieser Gründe will ich heute 
eingehen: 1. Die Vernachlässigung des öffentlichen Transports und 2. die skandalöse Subventionierung das Verbrenner-
autos.  
 
In diesem  August haben sich drei Verkehrsverbände die Mühe gemacht und einmal genau hingesehen, was sich die 
Bundesregierung 2021 in der Verkehrspolitik vorgenommen hat und was Sie davon bis heute umgesetzt oder zumindest 
angefangen hat umzusetzen.  
Der Autoclub für Europa (ACE), der Allgemeine Deutsche Fahrradclub (ADFC) und die Allianz pro Schiene haben in ihrem 
sogenannten „Ampelcheck“1 in acht Bereichen gemeinsam ausgewertet, wie weit die verkehrspolitischen Vorhaben, auf 
die sich die Koalition verständigt hatte, verwirklicht wurden. Auf der Internetseite der Allianz pro Schiene könnt Ihr den 
gesamten „Ampelcheck“ nachlesen. Interessant daran ist, dass in der Koalitionsvereinbarung eine ganze Reihe von Din-
gen stehen, die wir völlig richtig finden, auch wenn sie für eine echte Verkehrswende bei weitem nicht ausreichen. Er-
nüchternd ist dagegen, dass die Regierung - und hier ist an erster Stelle der Noch-Verkehrsminister Wissing zu nennen - 
in vielen Bereichen nicht - oder aber viel zu langsam – das umsetzt, was sie sich selbst vorgenommen hat. In keinem der 
untersuchten Bereiche kommt sie auf eine Note besser als drei, die Gesamtnote des „Ampelchecks“ ist eine vier.  
Ein Beispiel für die ungenügende Umsetzung ist die angeblich geplante Beschleunigung beim Ausbau des Schienennet-
zes. In Koalitionsvertrag steht: "Unser Ziel ist es, die Verfahrensdauer mindestens zu halbieren". Und: Wir werden „eine 
Beschleunigungskommission Schiene einsetzen".  Und was ist passiert? Die Beschleunigungskommission Schiene wurde 
eingesetzt und hat bereits Ende 2022 ihren Abschlussbericht vorgelegt - mit umfangreichen Empfehlungen. Und es lie-
gen bereits erste Gesetzesentwürfe für die Beschleunigung von Schienenprojekten vor. Klingt doch erstmal gut, würde 
man meinen. Ist es aber leider nicht: Denn die Gesetzesentwürfe sind von den Vorschlägen der Beschleunigungskom-
mission meilenweit entfernt. Offensichtlich will die Regierung sie nicht umsetzen! Wofür setzt die Regierung eine teure 
Fachkommission ein, wenn sie ihre Empfehlungen dann in den Wind schreibt?   
 
Schauen wir uns an was zum Bundesverkehrswegeplan auf Seite 48 im Koalitionsvertrag steht. „Wir streben einen 
neuen Infrastrukturkonsens bei den Bundesverkehrswegen an. Dazu werden wir […] einen Dialogprozess mit Verkehrs-, 
Umwelt-, Wirtschafts- und Verbraucherschutzverbänden starten mit dem Ziel einer Verständigung über die Prioritäten 
bei der Umsetzung des geltenden Bundesverkehrswegeplan.“  
Und was ist passiert? Das Verkehrsministerium hat zum Infrastrukturdialog eingeladen. Super - also geht es doch voran: 
Die Regierung  sucht den Konsens auch mit den Umweltverbänden! Meint man. Aber: Herr Wissing hat dabei gleich klar 
gemacht, dass der geltende Bundesverkehrswegeplan bei diesem Infrastrukturkonsens ausgeklammert wird. Respekt, 
Herr Wissing:  Ein schlauer Schachzug. Denn Sie wissen genau: es wird keinen Konsens geben zu immer mehr Autostra-
ßen in unserer Zeit der aufziehenden Klimakatastrophe. Dann reden Sie aber bitte auch nicht von Konsens, Herr Wis-
sing!   
 
Auf Seite 49 des Koalitionsvertrags steht: „Wir werden auf Basis neuer Kriterien einen neuen Bundesverkehrswege- und 
-mobilitätsplan 2040 auf den Weg bringen.“  
Was ist passiert? Bisher keine Spur – weder von neuen Kriterien, noch von einem Bundesverkehrswege- und -mobilitäts-
plan. Im Gegenteil: Die aktuellen Planungen von Herrn Wissing beruhen auf veralteten Verkehrsprognosen, die stark 
zugunsten des Lkw und Pkw-Verkehrs tendieren – genau so, wie hier beim Projekt der zweiten Autobrücke über den 
Rhein und der Querspange zur B36.    
 
Weiter im Text des Koalitionsvertrags, Seite 49: da wird die Absicht verkündet, „das Streckennetz (zu) erweitern, Stre-
cken (zu) reaktivieren und Stilllegungen (zu) vermeiden.“  
Finden wir dazu wenigstens so etwas wie Pläne? Fehlanzeige! „Keine konkreten Aktivitäten erkennbar“, heißt es dazu 
im Ampelcheck der Verbände. Und auch bei der angekündigten Elektrifizierung sieht es nicht viel besser aus: Zitat aus 
dem Koalitionsvertrag: „Bis 2030 wollen wir 75 Prozent des Schienennetzes elektrifizieren […]“. Aber das bisherige Elekt-
rifizierungstempo ist laut „Ampelcheck“ so langsam, dass auch dieses Ziel verfehlt wird, wenn Herr Wissing noch länger 
Verkehrsminister bleibt.  

                                                           
1 https://www.allianz-pro-schiene.de/ampel-check/ 



Es gibt noch eine ganze Reihe von weiteren Vorhaben der Ampelkoalition, bei denen der Ampelcheck auf eine Note 4 
kommt. Ich kann sie hier nicht alle aufführen. Die schlechteste Note, nämlich die Note 5, bekommt die Ampel, wenn es 
um den Abbau von umwelt- und klimaschädlichen Subventionen geht. Seit mehr als vier Jahren ist es eine Kernforde-
rungen von Fridays for Future, Subventionen für fossile Energieträger sofort zu beenden.  Was steht dazu im Koalitions-
vertrag? Die Regierung will "überflüssige, unwirksame und umwelt- und klimaschädliche Subventionen und Ausgaben 
abbauen“. Die Ampelregierung will also umwelt- und klimaschädliche Subventionen abbauen. Aber nichts ist dazu im 
Verkehrsbereich! Der Ampelcheck kommt zu dem Schluss: „Bislang sind keine Bestrebungen der Koalition zu erkennen, 
umwelt- und klimaschädliche Subventionen im Verkehrsbereich abzubauen. Nach wie vor unangetastet sind das Dienst-
wagenprivileg, das Dieselprivileg und ebenso die Kerosinsteuerbefreiung.“  
Was ist damit gemeint: Dieselprivileg? Das ist schnell erklärt: Dieselkraftstoff stößt etwas mehr CO2 pro Liter aus als 
Benzin. Genauer gesagt sind es etwa 2,3 kg CO2 pro Liter Benzin und 2,6 kg CO2 pro Liter Diesel2.  
Für den Klimaschutz wäre es also wichtig, dass Diesel stärker besteuert wird. In Wirklichkeit ist es umgekehrt: Kaufst Du 
Benzin, zahlst Du pro Kilogramm CO2-Ausstoß 28 Cent. Kaufst du stattdessen Diesel, will der Staat pro Kilogramm CO2-
Ausstoß nur 18 Cent - also 10 Cent weniger.  
In den 25 Jahren von 1990 bis 2015 haben die Halter von Dieselfahrzeugen im Vergleich zu Benzinfahrzeugen dadurch - 
wieviel Euro gespart? Vielleicht 25 Millionen? Vielleicht 250 Millionen? Nein: die Käufer von Dieselkraftstoff haben in 
diesen 25 Jahren 254 Milliarden Euro gespart3. Im Schnitt subventioniert der Staat den CO2-Ausstoß der Dieselfahr-
zeuge mit mehr als 10 Milliarden Euro pro Jahr. Die Ampel schrieb 2021 in ihren Koalitionsvertrag: wir schaffen klima-
schädliche Subventionen ab. Zählt das Diesel-Privileg bei Herrn Wissing nicht zu den klimaschädlichen Subventionen? 
Was denn dann sonst?  
  
Nächste Subvention: Das Dienstwagenprivileg.  
Was ist das und warum ist es wichtig, dass es endlich abgeschafft wird? Eine privilegierte Gruppe der Bevölkerung, näm-
lich überdurchschnittlich wohlhabende Menschen (und zwar ganz überwiegend Männer) profitieren davon, dass sie ei-
nen Dienstwagen privat nutzen dürfen und der Staat den geldwerten Vorteil, den sie dadurch haben, nur zu ca. 40% 
versteuert.4  Etwa 3 Milliarden Euro Steuereinnahmen pro Jahr schenkt der Staat diesen armen Menschen. Etwa die 
Hälfte dieses Geschenks – also rund 1,5 Milliarden € - kommen direkt bei den reichsten 20% der Bevölkerung an. 3% der 
am besten verdienenden Menschen in Deutschland besitzen etwa 38% dieser Dienstwagen. Das klingt erst einmal so, als 
ob das nicht allzu viele Dienstwagen wären. Aber das täuscht: Die genauen Zahlen werden zwar in Deutschland interes-
santerweise nicht erhoben, aber Germanwatch kommt zu dem Schluss, dass von den 2,6 Millionen Neuwagen, die jedes 
Jahr in Deutschland zugelassen werden, 20% Dienstwagen sind. Das wären über ½  Millionen Neuwagen pro Jahr, für die 
das Dienstwagenprivileg genutzt werden darf; und es gibt nur verschwindend wenige echte Elektro-Autos unter den 
Dienstwägen. Für die Halter eines Dienstwagens sind dabei große, übermäßig viel Sprit schluckende Fahrzeuge, für die 
sie in der Regel sogar noch eine kostenlose Tankkarte bekommen, die attraktivste Wahl.  
Seit Jahren fordern sogar die sogenannten Wirtschaftsweisen, dass dieses Privileg abgebaut wird. Die Ampel schreibt es 
in ihren Koalitionsvertrag - und Verkehrsminister Wissing ignoriert das. Es reicht, Herr Wissing!  
Mit dem Festhalten an extrem klimaschädlichen Subventionen für fossile Kraftstoffe outen Sie sich selbst als politisches 
Fossil aus dem letzten Jahrtausend und als die krasseste Fehlbesetzung in der Bundesregierung.  
 
Ich will nicht verschweigen, dass die Regierung beim verkehrspolitischen Ampelcheck nicht nur die Note Vier oder 
schlimmer bekommen hat. Es waren auch ein paar Dreier dabei. Nur ist uns heute klar: Eine „Drei“ in der Umsetzung 
der notwendigen Maßnahmen zur Eindämmung der Klimakrise: Das reicht schon lange nicht mehr! Einige positive Maß-
nahmen, die halbherzig umgesetzt werden, können noch nicht einmal im Ansatz das Komplettversagen in den anderen 
Bereichen kompensieren – wie z.B. dem Abbau klimaschädlicher Subventionen.  
Herr Wissing hat das nicht verstanden. Der Ampelcheck beweist, was wir ohnehin wussten: Wir können uns in der 
Klimapolitik auf die Ampelregierung nicht verlassen, schon gar nicht, wenn der zuständige Minister Wissing heißt. Nein, 
wenn wir uns auf die verlassen, dann sind wir verlassen. Wir müssen gemeinsam so stark werden, dass wir Wahn-
sinnsprojekte wie diese geplante Brücke verhindern können!  
 

                                                           
2 https://de.m.wikipedia.org/wiki/Energiesteuergesetz_(Deutschland)#Vergleich_der_Energiesteuers%C3%A4tze_f%C3%BCr_verschiedene_Ener-
gietr%C3%A4ger_ab_2007_in_Deutschland 
3 https://de.m.wikipedia.org/wiki/Mineral%C3%B6lsteuer#Ungleichbehandlung 
4 https://www.germanwatch.org/de/dienstwagenprivileg (Quelle für alle zitierten Zahlen zum Dienstwagenprivileg)  
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